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Bruno Molitor

Eine
verpaßte
Chance

Gewiß sollte man im allge
meinen Parteitage in ihrer 

Bedeutung für das gesellschaft
liche Leben nicht überschätzen. 
Gewiß hatten die Unionsparteien 
in Mannheim überdies dornige 
personalpolitische Fragen zu 
klären. Dennoch bleibt festzu
stellen: das, was die Bevölke
rung von der Opposition erwar
tet und in einer Situation wie 
der unsrigen mit Recht erwarten 
kann, ist man ihr schuldig ge
blieben. Das erlösende Wort in 
der Sache fiel nicht. Hier wurde 
eine Chance verpaßt.

Zwar hat man mit Kritik nach 
außen nicht gespart. Zwar wurde 
eine „Neue Soziale Frage“ kre
iert. Aber das Publikum will 
wissen, wie es in der gegen
wärtigen Lage, die in Wahrheit 
eine mittelfristige ist, weiterge
hen soll. Und dazu besteht in 
der Tat aller Anlaß.

In einer der stärksten Wirt
schaften der Welt, in einem 
Land mit den wenigsten Streiks 
und einer nach wie vor beacht
lichen Disziplin blieb es den 
Politikern Vorbehalten, die 
Staatshaushalte in einen Zu
stand zu manövrieren, der nicht 
anders denn als ruinös zu be
zeichnen ist. Die Politiker haben 
sich um alles und jedes geküm
mert, auch um Dinge, die sie 
besser den Fachleuten und den 
selbsttätigen Ordnungskräften 
einer freiheitlichen Gesellschaft 
überließen. Ihre ureigene Do
mäne jedoch, die öffentlichen 
Finanzen, behandelten sie mit 
grober Fahrlässigkeit. So konnte 
das, was ein ruhender Pol im 
Wechsel der sozialen Gezeiten 
sein sollte, seinerseits zu einem 
Hort der Unsicherheit werden. 
Für 1975 haben wir ein Gesamt
defizit in der Größenordnung 
von 60 Mrd. DM zu gewärtigen.

Nach welchem Konzept will 
die Opposition mit dieser Lage 
fertigwerden? Historische Rück
blicke, wie denn alles gekom
men sei, sind hier keine Antwort. 
Darauf hinzuweisen, daß die Re
gierung am Zuge sei, ist als In
formation für die Wähler unbe
friedigend. Und jetzt die Augen 
verschließen, um auf einen 
steuerträchtigen Aufschwung zu 
warten oder insgeheim gar mit 
dem Gedanken an spätere 
Steuererhöhungen zu spielen, 
müßte den Verdacht nähren, 
daß man um die einzig wahre 
Medizin, um die Zurücknahme 
der aufgeblähten Staatsausga
ben nämlich, herumzukommen 
trachtet und es folglich um die 
Abkehr von dem alten Sünden
dreieck aus unsolider Finanz
politik, Überbeschäftigung und 
Inflation schlecht bestellt ist.

Im gleichen Spital liegt die 
Sozialpolitik krank. Die Kosten

explosion in der Sozialen Kran
kenversicherung, das Defizit der 
Nürnberger Anstalt schon aus 
den Zeiten des Arbeitsförde
rungsgesetzes — um nur dies 
zu nennen — sind doch keine 
Gefahren, die erst drohen, son
dern längst harte Wirklichkeit. 
Und das Maß, in dem die Arbeit
nehmereinkommen mit Pflicht
beiträgen belastet werden, ist 
spätestens seit den Erhöhungen 
von Anfang 1975 voll.

Was hat die Opposition in die
ser Sache zu sagen? Wenn die 
„Neue Soziale Frage“ bedeutet, 
daß in Zukunft mehr für die 
Armen in unserer Gesellschaft 
(„Randgruppen“ ) getan werden 
soll, so ist das eine löbliche Ab
sichtserklärung; aber schlecht 
läßt sich auch in der Sozialpoli
tik ein Loch mit dem anderen 
stopfen. Wenn nach der brand
neuen und teuren Kindergeld
regelung nun wieder zusätzlich 
ein „Erziehungsgeld an nicht
berufstätige Mütter“ gezahlt 
werden soll, kommen Zweifel 
auf, wie ernst die vielberufene 
Rationalität des politischen 
Handelns zu nehmen ist. Und 
bei der propagierten „Partner
rente" — gesetzt den Fall, sie 
wäre sachlich notwendig -  stellt 
sich die Frage, ob die Unions
parteien tatsächlich die Alters
versicherung denaturieren wol
len.

Alles dies und auch die wie
derholte Forderung nach neuen 
konjunkturpolitischen Spritzen, 
von denen jedermann wissen 
sollte, daß sie heute nichts mehr 
helfen und morgen für die 
Stabilitätsentwicklung gefährlich 
sein können, wirft ein grund
sätzliches Problem des politi
schen Verhaltens auf. Der Be
völkerung reinen Wein einzu
schenken und klar zu machen, 
was die Stunde fordert, ist das 
wirklich so „politisch unmög
lich“ , wie offenbar angenommen 
wird? Oder ist nicht umgekehrt 
die Meinung der Bevölkerung 
und damit die politische Chance, 
die sie bietet, besser als ihr 
Ruf? Die Politiker sollten zu 
unser aller Nutzen darüber 
nachdenken.

330 WIRTSCHAFTSDIENST 1975 VII


